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AKTUELL 

Basler Zeitung 
übernimmt Curti-Medien 

Das Verlagshaus der  «Basler Zei
tung» (Bild) übernimmt nun defini
tiv die Mehrheit an dem Zürcher 

Verlag «Curti Medien» und sichert 
sich damit unter anderem die publi
zistische und operative Kontrolle 
über die «Weltwoche», den «Beob
achter» und weitere Medientitel. 
Verleger Beat Curti übernimmt von 
der Gruppe-Tochter Jean Frey A G  
verschiedene Beteiligungen an Zür
cher Medien. 

Zwischenfälle in Genf 
Genf (AP) Bei einem Defilee des  

Infanterie-Regiments 3 am Dienstag 
nachmittag in Genf  ist es zu Zwi
schenfällen zwischen Demonstran
ten und der Polizei gekommen. Meh
rere hundert Gegner des Aufmar
sches warfen Farbbeutel und Molo-
tow-Cocktails gegen die Polizei von-
ausserhalb der Abschrankung. 

Arbeitsgruppe 
eingesetzt 

(pafl) Die Regierung hat in ihrer Sit
zung vom 21. November 1995 be
schlossen, eine Arbeitsgruppe zur  
Überprüfung der Allgemeinverbind
lichkeit von Gesamtarbeitsverträgen 
einzusetzen. 

Die Gewerbe- und Wirtschafts
kammer für das Fürstentum Liech
tenstein sowie der Liechtensteini
sche Arbeitnehmerverband fordern 
seit vielen Jahren die Schaffung von 
rechtlichen Grundlagen, die eine 
Allgemeinverbindlicherkiärung von 
Gesamtarbeitsverträgen ermögli
chen. Nach Gespräch mit verschiede
nen Wirtschaftsverbänden soll nun 
eine Arbeitsgruppe gebildet werden, 
welche die Frage de r  Allgemeinver
bindlicherklärung einer grundlegen
den Überprüfung unterziehen und 
auf die liechtensteinischen Verhält
nisse zugeschnittene Lösungsmög
lichkeiten aufzeigen soll. 
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Verkehrsproblem-Lösung Unterland nur mit Kooperation 
Reaktionen in Vorarlberg auf  liechtensteinische Forderungen nach Verzicht auf  Letze-Tunnel - Gefahr der VerPolitisierung eines Problems 

(G.M.) - Der grenzüberschreitende 
Verkehr -TVansitaufkommen und Regio-
nalverkehr - hat in den letzten Jahren er-
wartungsgemäss sukzessive zugenom
men. Jede Verkehrserleichterung, wozu 
der geplante Letze-Tunnel als Südum-
fahrung der Stadt Feldkirch ebenfalls 
zählt, bringt nach den Befürchtungen der 
Anwohner an den Unterländer Durch
gangsstrassen Mehrverkehr mit sich. Ver
hinderung des Letze-Tunnels ist deshalb 
die Forderung der einen, während an
dere auf Kooperation mit Vorarlberg 
setzen, um eine gemeinsame Lösung zu 
finden. 

«Das Mass ist übervoll» hatte das 
«Liechtensteiner Vaterland» den Titel 
über  einen Artikel zur Verkehrsproble
matik im Liechtensteiner Unterland ge
setzt. Diese Schlagzeile veranlasste die 
Behörden der  Stadt Feldkirch zu einer 
Stellungnahme, worin der  Unterstellung 
entgegengetreten wird, die Feldkircher 
würden nach dem «Floriani-Prinzip» 
vorgehen. Konkret heisst es in dieser 
Stellungnahme, die wir im Innern dieser 
Ausgabe abdrucken, dass nur die Südum-

fahrung Feldkirchs eine wirksame Entla
stung bringen würde: Diese Verkehrsent
lastung sei vor allem für  den regionalen, 
grenzüberschreitenden Verkehr gedacht, 
de r  im Verhältnis zum Transitverkehr im
mer  noch die grössten Belastungen ver
ursache. 

Ins Kreuzfeuer der  Kritik von Seiten 
des VU-Blattes sind nicht n u r  die Vorarl
berger Behörden geraten, sondern in  
unserem Land auch Regierungsrätin Dr .  
Cornelia Gassner als Verkehrs- und Bau
ministerin. «Absolut dringenden Hand
lungsbedarf» hatte VU-Präsident und 
Landtagsabgeordneter Oswald Kranz 
festgestellt, als o b  die Verkehrsprobleme 
erst seit dem Amtsantritt der jetzigen 
Verkehrs- und Bauministerin bestehen 
würden. Dass die Verkehrsplanung in 
Vorarlberg mit dem Letze-Tunnel jedoch 
schon in die siebziger Jahre zurückgeht, 
die Regierung aber  während mehr als 
einem Jahrzehnt ausser einem kategori
schen Nein gegenüber einer Verkehrsab
nahme aus Vorarlberg keine Aktivitäten 
entwickelte, wird in den  VU-Verlautba-
rungen verschwiegen. Und dass Regie

rungschef Hans Brunhart als Baumini
ster, nicht seine Regierungskollegen als 
Verkehrsminister für diese Angelegen
heit zuständig war, wird geflissentlich 
nicht erwähnt. Tatsache aber  bleibt die 
Zuständigkeit des Bauministers, denn 
Hans Brunhart gab während seiner ge
samten Amtszeit im Landtag zu den  
grenzüberschreitenden Verkehrsproble
men Auskunft, nicht jedoch die für das  
Verkehrsressort zuständigen Regie
rungsmitglieder - die im «Vaterland» 
Objekte ungerechtfertigter Vorwürfe 
wegen Untätigkeit wurden. 

Eine Abkehr  von de r  starren Haltung 
der  Brunhart-Regierung zeichnet sich im 
Bereich des grenzüberschreitenden Ver
kehr erst seit kurzer Zei t  - auf Landtags-
wie auf Regierungsebene - ab. Landtags
präsident Otmar  Hasler betonte nach d e r  
Besprechung mit Vertretern des Vorarl
berger Landtags über  regionale Fragen 
vor wenigen Tagen, dass nur mit Zusam
menarbeit eine befriedigende Lösung 
de r  Verkehrsprobleme erreicht werden 
könne. In Übereinstimmung zu dieser 
Haltung sicherte der  Vorarlberger Land

tagsvizepräsident und Feldkircher Vize
bürgermeister Günther  Lampert  die 
erforderliche Information über  ein sich 
in Ausarbeitung befindliches Verkehrs
modell vor  einer Entscheidung zu. 

Sowohl Landtagspräsident Hasler wie 
auch Landtagsvizepräsident Lampert  
waren sich einig, dass in Zusammenar
beit auch Möglichkeiten zur Verminde
rung des regionalen Verkehrs ausge
schöpft werden sollten. Konkret spra
chen beide die Verlagerung von Güter
verkehr von der Strasse a u f  die Schiene 
sowie Angebotsverbesserungen zur  At 
traktivitätserhöhung des öffentlichen 
Verkehrs für den grenzüberschreitenden 
Pendlerverkehr an. 

Auf  dieser Ebene  sowie auf  Regie
rungsebene scheinen die Zeichen der  
Zeit erkannt zu sein, u m  ein zweifellos 
bestehendes, akutes Problem zu regeln. 
Handlungsbedarf besteht noch in jenen 
Köpfen, die mit gezielten Attacken zur 
Verpolitisierung des Sachproblems bei
tragen: Sei es aus parteipolitischem Kal
kül; sej es zur  Ablenkung von den Unter
lassungen de r  Vergangenheit. 

EFTA-Parlamentarier: Liechtenstein übernimmt 1996 Vorsitz 
Bei der gestrigen Abschlusstagung in Triesenberg wurde der Landtagsabgeordnete Otto Büchel zum neuen Präsidenten gewählt 

A m  Montag und Dienstag tagten die Delegierten der EFTA-Parlamentarierkomitees in Triesenberg. 1996 wird Liechtenstein den Vorsitz in diesen Gremien übernehmen. 

(s.e.) - Die Delegierten der beiden 
EFTA Parlamentarierkomitees CMP 
und MPS haben gestern ihre Tagung im 
Bärensaal in Triesenberg fortgesetzt und 
abgeschlossen. Neben EFTA-internen 
organisatorischen Fragen stand vor allem 
die zukünftige Rolle der EFTA im 
Europäischen Integrationsprozess im 
Mittelpunkt der Beratungen. 

Die Delegierten haben zu dieser Frage 

unter anderem ein Papier verabschiedet, 
welches anlässlich der kommenden Sit
zung mit den EFTA-Ministern am 6. und 
7. Dezember 1995 in Zermat t  diskutiert 
werden soll. Wie Alois Beck, Mitglied d e r  
liechtensteinischen Delegation, auf  A n 
frage sagte, vertreten die  Parlamentarier 
darin die Ansicht, dass die EFTA 
grundsätzlich offen sein und weiterhin 
eine pragmatische und flexible Lösung 

bezüglich de r  institutionellen Regelun
gen beibehalten sollte. Diese Regelun
gen sollen für die Interessen aller Natio
nen massgeschneidert sein. 

Auf der Tagesordnung standen eben-

ter  der  Liechtensteinischen Delegation 
Otto Büchel (VU). Als Vizepräsidenten 
amtieren im kommenden Jahr j e  ein Par
lamentarier aus der  Schweiz und Island. 
Die Präsidentschaft Liechtensteins wird 

Illegaler Kampfhunde-Transport gestoppt 
Tiere sollten offenbar in der Ostschweiz weiterverkauft werden 

Bregenz (AP) Vorarlberger Zollfahn
der haben am Montag im Bezirk Feld
kirch einen grossangelegten Schmuggel 
mit Kampfhunden aufgedeckt. Die Be
amten stoppten den Transport nach einer 
anonymen Anzeige, wie die österreichi
sche Nachrichtenagentur APA gestern 
berichtete. 

Der  Transport war am Montag von Be
amten de r  Mobilen Überwachungsgrup
pe  Bangs im Bezirk Feldkirch gestoppt 
worden. Dabei enteckten sie eine 
zunächst nicht näher bekannte Zahl  von 
Hunden der  Rassen Bullmastiff, Mastino 
Napoletano, Dogo Argentino und Ame
rican Stafford Terrier. Aufgrund der  bis

herigen Ermittlungen wurden die Tiere 
von Ungarn nach Österreich geschmug
gelt. 

Schmuggel als «Spitze eines Eisberges» 
bezeichnet 

Von dort aus wollten die Schmuggler 
die teuren Kampfhunde offenbar in Vor
arlberg und in der Ostschweiz weiterver
kaufen. Nach Einschätzung der zuständi
gen Finanzlandesdirektion stellt der 
Schmuggel nur die «Spitze eines Eisber
ges» dar. 

Die Zollfahndung Feldkirch ermittle 
deshalb weiter. Meldungen über Verhaf
tungen lagen zunächst nicht vor. 

falls die Wahlen des Präsidenten und d e r  verstärkt auch für die übrigen Delega-
Vizepräsidenten der  EFTA-Parlamenta- tionsmitglieder Alois Beck (FBP) sowie 
rierkomitees. Weil Liechtenstein näch- deren Stellvertreter Ingrid Hassler (VU)  
stes Jahr turnusgemäss für den Vorsitz und Rudolf  Lamport (FBP) Aufgaben 
vorgesehen ist. fiel die Wahl auf den Lei- mit sich bringen. 

Ohne Schuldzuweisung geschieden werden 
Entwurf f ü r  neues Scheidungsrecht in der Schweiz vorgestellt 

Bern (AP) Vor dem Scheidungsrichter 
soll keine schmutzige Wäsche mehr ge
waschen werden. Neu sind gemäss Ent
wurffür ein neues Scheidungsrecht Kon-
ventionalscheidungen ohne Schuldzu
weisung möglich. 

Geschiedene und unverheirate Eltern 
sollen gemeinsam das Sorgerecht für die  
Kinder ausüben können. Mit dem neuen 
Scheidungsrecht soll das aus dem Jahre 
1907 stammende älteste Scheidungsrecht 
Europas abgelöst werden, wie Bundesrat 
Arnold Koller gestern bei der Präsentati
on  von Entwurf  und Botschaft an  das  
Parlament erklärte. Zentrale Anliegen 
d e r  Revision des Zivilgesetzbuches sind 

die Einführung der  verschuldensunab
hängigen Konventionalscheidung und 
die wirtschaftliche Besserstellung der  
Ehefrau. Nach geltendem Scheidungs
recht muss ein Ehegatte gegen den ande
ren beim Richter Klage einreichen und 
geltend machen, dass die Ehe zerrüttet 
ist oder  ein anderer Scheidungsgrund 
vorliegt. Neu soll nun eine Ehe ohne Kla
ge, sondern gestützt auf ein gemeinsam 
von den Ehegatten beim Richter einge
reichtes Begehren geschieden werden 
können. De r  Richter soll die Ehegatten 
anhören und sich davon überzeugen, 
dass die Scheidung auf dem freien Willen 
beider Ehegatten beruht. 


